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Ein erster Versuch, eine Musterbauordnung für Österreich zu 
erarbeiten, wurde vom Österreichischen Städtebund im Jahre 
1948 gestartet. Allerdings war dieses Projekt nicht von Erfolg 
gekrönt, ein Schicksal, das auch zwei Jahre später dem neu-
erlichen Anlauf, diesmal vom Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung gestartet, beschieden war. 

Erst die von der FGW herausgegebene Musterbauordnung1 kann 
als ernstzunehmender Versuch einer Harmonisierung der 
Bauvorschriften in Österreich gewertet werden. Obwohl dieses 
Unternehmen von den Bundesländern unterstützt wurde und eine 
Vielzahl von Experten der Bundesländer daran teilnahmen, mus-
ste nach fast zwei Jahrzehnten und fünf Novellen dieser 
Musterbauordnung letztlich auch festgestellt werden, dass die 
Bemühungen nicht von Erfolg gekrönt waren, da entsprechende 
Umsetzungen ins Landesrecht fehlten. Vor diesem Hintergrund 
wurde das Österreichische Institut für Bautechnik (OIB) von den 
Ländern damit beauftragt, gemeinsam mit der hierfür eingerichte-
ten Länderexpertengruppe einen Vorschlag zur Vereinheitlichung 
der bautechnischen Vorschriften – nicht jedoch der verfahrens-
rechtlichen Bestimmungen, die ebenso Teil der Landesbauord-
nungen sind –, zu erarbeiten. Die Beauftragung erfolgte durch 
einen Beschluss der Landesamtsdirektorenkonferenz vom 22. 
März 2000. Seit diesem Zeitpunkt wurden von der 
Länderexpertengruppe folgende Dokumente der Tabelle 1 erarbei-
tet, die von der Homepage des OIB www.oib.or.at unter dem 
Menüpunkt „OIB-Richtlinien“ heruntergeladen werden können:

Tabelle 1: Liste der Harmonisierungsdokumente

Da es für die in bautechnischen Vorschriften behandelten Rege-
lungsinhalte kaum Normen gibt, auf die direkt verwiesen werden 
kann, entschied man sich, die nach den „Sechs Wesentlichen 
Anforderungen“ der Bauproduktenrichtlinie gegliederten Richtlinien 
des Österreichischen Instituts für Bautechnik zu erarbeiten. 
Weiters gibt es zu den aktuellen Themen „Brandschutzkonzepte“ 
und „Energieausweisberechnung“ entsprechende Leitfäden, die 
als Zusatzdokumente tiefer in die jeweilige Materie eindringen. Als 
weitere Hilfsdokumente sind sowohl die „Erläuternden Bemer-
kungen“ zu den einzelnen Richtlinien als auch die „Begriffsbestim-
mungen“ und das Dokument „Zitierte Normen und sonstige techni-
sche Regelwerke“ zu sehen. Die FAQs (frequently asked questi-
ons) zu den verschiedenen Richtlinienpunkten werden laufend 
aktualisiert und ergänzt (einzusehen auf der Homepage des OIB 
unter dem Menüpunkt „FAQs/OIB-Richtlinien“). 

Aktuelle Themenbereiche sind in diesem Zusammenhang der-
zeit überdachte Stellplätze mit nicht mehr als 35 m² Nutzfläche, 
zu welchen auf die Fragen 
1. „Beziehen sich die Anforderungen an den Feuerwiderstand bei 
überdachten Stellplätzen innerhalb von 2,0 m zur Grundstücks- 
bzw. Bauplatzgrenze auch auf die Decke bzw. das Dach?“
2. „Welche Anforderungen gelten für den Baustoff der Überdachung? 
Kann Kunststoff verwendet werden?“
3. „Wird aus einem überdachten Stellplatz an der Grundstücks- 

bzw. Bauplatzgrenze durch die gegebenenfalls an der Grundstücks- 
bzw. Bauplatzgrenze erforderliche Wand eine Garage?“
4. „Kann die Feuerwiderstandsdauer von 60 Minuten nicht allen-
falls auf 30 Minuten reduziert werden, zumal eine Ungleichbehand-
lung zu Tabelle 1 mit überdachten Stellplätzen von mehr als 35 m² 
bis 250 m² besteht, wo für diese Wand nur 30 Minuten gefordert 
wird?“
5. „Muss bei einem überdachten Stellplatz mit nicht mehr als 35 m² 
Nutzfläche, welcher näher als 2 m zur Grundstücks- bzw. Bauplatz-
grenze errichtet wird, eine Wand zur Grundstücks- bzw. Bauplatz-
grenze errichtet werden, wenn ja, mit welchen Anforderungen?“

folgende Antworten  gefunden wurden:

1. „Nein, da bei dieser Größenordnung der überdachten Stellplätze 
durch die Wand eine Brandübertragung erschwert wird.“
2. „In der OIB-Richtlinie 2.2 werden keine Anforderungen an das 
Brandverhalten von Überdachungsmaterialien gestellt. Unter sinn-
gemäßer Heranziehung der ÖNORM B 3806 „Anforderungen an 
das Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)“ wird festge-
halten, dass Baustoffe der Euroklasse des Brandverhaltens F 
jedenfalls unzulässig sind.“
3. „Nur in jenen Fällen, in denen die Kriterien für überdachte 
Stellplätze gemäß OIB-Richtlinie „Begriffsbestimmungen“ nicht 
mehr zutreffen.“
4. „Grundsätzlich nicht möglich, da die Anforderung gemäß Punkt 
2.1 nur für den Feuerwiderstand von 60 Minuten ohne gleichzeiti-
ger Forderung hinsichtlich einer bestimmten Euroklasse des 
Brandverhaltens gilt, während im Punkt 2.2 der Tabelle 1 die 
Feuerwiderstandsdauer von 30 Minuten mit den Anforderungen an 
die Brennbarkeit A2 verknüpft wird.“
5. „In der Regel besteht keine Verpflichtung zur Errichtung einer 
Wand. Wenn jedoch aufgrund der baulichen Umgebung eine 
Brandübertragung auf Nachbargebäude zu erwarten ist, kann 
jedoch eine Wand erforderlich werden, die die Anforderungen des 
Punktes 2.1 der OIB-Richtlinie 2.2 zu erfüllen hat. Sofern eine 
Wand erforderlich ist, gelten die Anforderungen auch an allenfalls 
vorhandene Stützen im Verlauf dieser Wand.“

Zum besseren Verständnis der Antworten gibt es auch zu man-
chen FAQs unterstützende Grafiken, die den Sachverhalt noch 
anschaulicher gestalten. Im folgenden Beispiel ist der überdachte 
Stellplatz mit nicht mehr als 35 m² Nutzfläche gewählt:

Die OIB-Richtlinien sind damit vergleichbar mit den im Anglo-
amerikanischen Raum üblichen „Building codes“ oder den 
„Approved documents“ in England und Wales, die unter www.
planningportal.gov.uk heruntergeladen werden können. Sie sind 
als „Stand der Technik“ anzusehen und stehen systematisch zwi-
schen Rechtsvorschriften und Normen. Im Gegensatz zu den 
angloamerikanischen Dokumenten, die zwischen 18 und 89 Seiten 

Dokument

Richtlinie 1 Mechanische Festigkeit und Standsicherheit
Richtlinie 2 Brandschutz
Richtlinie 2.1 Brandschutz bei Betriebsbauten
Richtlinie 2.2 Brandschutz bei Garagen, 
überdachten Stellplätzen und Parkdecks
Richtlinie 3 Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz
Richtlinie 4 Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit
Richtlinie 5 Schallschutz
Richtlinie 6 Energieeinsparung und Wärmeschutz
Erläuternde Bemerkungen zu den Richtlinien 1-6
Leitfaden „ Abweichungen im Brandschutz und 
Brandschutzkonzepte“
Leitfaden „Energietechnisches Verhalten von Gebäuden“
Begriffsbestimmungen
Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke

Ausgabedatum

April 2007
April 2007
April 2007

April 2007
April 2007
April 2007
April 2007
April 2007
April 2007

Jänner 2008
April 2007
April 2007

Oktober 2007

Seitenanzahl

3
15
12

7
7
7
3
19
-

8
15
7
3

1 Forschungsges. für Wohnen, Bauen und Planen (FGW, vormals Forschungsges. für den Wohnungs-
bau), Österreichische Musterbauordnung mit fünf Novellen, Selbstverlag, Wien 1961-1979.
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umfassen, können die OIB-Richlinien mit einer Seitenanzahl von 3 
bis 19 als hochprozentiges Destillat angesehen werden und erfül-
len somit den politischen Wunsch nach einer schlanken 
Gesetzgebung. 

Der Leitfaden  „Abweichungen im Brandschutz und Brand- 
schutzkonzepte“ als Zusatzdokument zur OIB Richtlinie 2; 
Ausgabe Jänner 2008 
Der in den Vorbemerkungen der OIB Richtlinie 2 enthaltene und 
auch für die Richtlinien 2.1 und 2.2 gültige Passus 

Von den Anforderungen dieser Richtlinie kann abgewichen wer-
den, wenn schlüssig nachgewiesen wird, dass nach dem Stand 
der Technik bzw. Wissenschaften gleichwertig wie bei Anwendung 
der Richtlinie 
– der Gefährdung von Leben und Gesundheit von Personen durch 
Brand vorgebeugt sowie 
– die Brandausbreitung eingeschränkt wird. 
Sofern das Erreichen der Schutzziele dieser Richtlinie nicht zwei-
felsfrei gewährleistet ist, ist der Nachweis durch ein Brandschutz-
konzept zu erbringen.

hat sehr bald nach seiner Umsetzung ins Tiroler und Vorarlberger 
Baurecht nach einer Präzisierung des Begriffes „Brandschutz- 
konzept“ verlangt. Es wurde daher Folgendes festgelegt: 

Ein Brandschutzkonzept dient als Nachweis der Erreichung der 
Schutzziele bzw. bei Abweichungen als Nachweis der gleichwerti-
gen Schutzzielerreichung. Die Abweichungen sind darzustellen 
und die Folgen sowie die Kompensation zur Erreichung des 
Schutzzieles schlüssig und nachvollziehbar zu begründen. Im 
Brandschutzkonzept werden die einzelnen Brandschutzmaß- 
nahmen und ihre Verknüpfung im Hinblick auf die geforderten 
Schutzziele dargestellt. Es beinhaltet daher die ganzheitlich aufein-
ander abgestimmten baulichen, anlagentechnischen, organisatori-
schen und abwehrenden Brandschutzmaßnahmen. Das Brand- 
schutzkonzept muss auf den Einzelfall und auf die Nutzung des 
Bauwerkes abgestimmt sein und soll zweckmäßigerweise bereits in 
einem frühen Planungsstadium erstellt werden. Die Erstellung des 
individuellen Brandschutzkonzeptes enthält in der Regel eine 
Risikoanalyse, die Festlegung der relevanten Schutzziele und eine 
Brandgefahrenermittlung, woraus gezielte vorbeugende und abweh-
rende Brandschutzmaßnahmen abgeleitet werden. Die Wirksamkeit 
der erforderlichen Brandschutzmaßnahmen kann u.a. nachgewie-
sen werden durch:

l Analogieschlüsse zu existierenden Regelwerken 
   (z. B. Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien),
l Gutachten,
l Methoden des Brandschutzingenieurwesens  

Neben dieser generellen Definition eines Brandschutzkonzeptes 
wird in der Folge im Leitfaden zwischen „Standardbrandschutz-
konzepten“ und „Brandschutzkonzepten mit Methoden des Brand- 
schutzingenieurwesens“ unterschieden und auf den Mindestinhalt, 
den das Brandschutzkonzept zu beinhalten hat, eingegangen. 
Abschließend wird den Genehmigungsbehörden Hilfestellung in 
der Beurteilung von vorgelegten Brandschutzkonzepten geboten.

Abstimmung der Harmonisierungsdokumente 
mit bundesrechtlichen Vorschriften
Hinsichtlich bundesrechtlicher Vorschriften auf dem Gebiet der 
Bautechnik ist vor allem der ArbeitnehmerInnenschutz von Bedeu- 
tung, da die Arbeitsstättenverordnung2 bisher teilweise divergieren-
de Bestimmungen zu den bautechnischen Vorschriften der Länder 
aufwies. Um hier eine bessere Abstimmung zu erreichen, wurde in 
den OIB-Richtlinien versucht, weitestgehend Übereinstimmung mit 
den Bestimmungen der AStV zu erzielen. Für den Bereich des 

Brandschutzes war das – vor allem betreffend Fluchtwegslängen 
und die Forderung eines durchgehenden Stiegenhauses – nicht 
möglich,  jedoch wird hier durch einen Erlass des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Arbeit3 sichergestellt, dass die OIB-Richtlinien, 
insbesondere die OIB-Richtlinie 2.1 „Brandschutz bei Betriebsbauten“ 
von den Arbeitsinspektoraten als Stand der Technik angesehen und 
als Grundlage für die Beurteilung von Ausnahmeanträgen herange-
zogen werden. Aus diesem Grund wurde zum Beispiel auch bei der 
Techniknovelle 2008 der Bauordnung für Wien der § 119A 
„Sonderbestimmungen für gewerblich genutzte Gebäude und 
Gebäudeteile“ gestrichen. Der § 119A der Bauordnung für Wien 
diente dazu, Doppelgleisigkeiten zwischen dem Baurecht einerseits 
und dem gewerblichen Betriebsanlagenrecht und dem Arbeit-
nehmerInnenschutzrecht andererseits zu vermeiden, in dem jene 
§§ der Bauordnung für Wien für Gebäude oder Gebäudeteile, auf 
die das gewerbliche Betriebsanlagenrecht zur Anwendung kommt, 
oder bei denen es sich um Arbeitsstätten handelt von der Anwend-
barkeit ausgenommen wurden, weil diese Aspekte durch die bun-
desrechtlichen Vorschriften als abgedeckt angesehen wurden. Da 
diese Doppelgleisigkeiten nun durch die harmonisierten bautech-
nischen Vorschriften vermieden wurden, war auch die Bestimmung 
des § 119A nicht mehr erforderlich.

Die zeitliche Umsetzung der OIB-Richtlinien
Durch die Verbindlicherklärung der OIB-Richtlinien fanden diese 
Eingang ins Landesrecht und bilden somit bereits in Tirol, Vorarlberg, 
Wien und dem Burgenland die neuen, harmonisierten bautechni-
schen Vorschriften. Sie traten als Paket in den Bundes- 
ländern Tirol und Vorarlberg mit 1. Jänner 2008, im Burgenland am 
1. Juli 2008 sowie in Wien am 12. Juli 2008 in Kraft. In den Bundes-
ländern Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich und Steiermark 
wurden die harmonisierten bautechnischen Vorschriften zunächst 
nur für den Bereich des Schutzziels „Energieeinsparung und 
Wärmeschutz“ umgesetzt. Die Umsetzung der harmonisierten bau-
technischen Vorschriften für die restlichen fünf Schutzziele ist in den 
Bundesländern Kärnten und Steiermark ebenfalls geplant, mit 
einem Inkrafttreten ist jedoch erst in der zweiten Hälfte 2009 zu 
rechnen. Eine ähnliche Vorgangsweise ist in Salzburg vorgesehen. 
Einen Überblick über die gegenwärtig vorliegenden Landesgesetze 
ist in Tabelle 2 zu finden. Diese sind unter www.ris2.bka.gv.at ein-
sehbar. 

Überblick über die Umsetzung der harmonisierten bautechnischen Vorschriften

Die Verbindlicherklärung der OIB-Richtlinien erfolgt in allen Bundes-
ländern über die jeweilige Verordnung.

Dipl.-Ing. Wolfgang Thoma
Referatsleiter des Österreichischen 
Instituts für Bautechnik
Schenkenstraße 4, 1010 Wien
Tel.: +43 1 533 65 50
Fax: +43 1 533 64 23
E-Mail: mail@oib.or.at
www.oib.or.at

Bundesland

Tirol
Vorarlberg
Burgenland
Wien
Steiermark
Kärnten
Oberösterreich
Salzburg
Niederösterreich

Verordnung 

LGBL 93/2007
LGBl 83/2007
LGBl 63/2008
LGBl 31/2008

LGBl 61/2008 (nur OIB RL 6)
LGBl 13/2008 (nur OIB RL 6)
LGBl 110/2008 (nur OIB RL 6)
Bautechnikverordnung-Energie
LGBl 8201/17-0 (nur OIB RL 6)

Gesetz 

LGBl 73/2007
LGBl 44/2007
LGBl 53/2008
LGBl 24/2008
LGBl 27/2008
LGBl 10/2008
LGBl 34/2008 

Bautechnikgesetz
LGBl 8200-15 (9. Novelle)

2 Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales, mit der Anforderungen an 
Arbeitsstätten und an Gebäuden auf Baustellen festgelegt und die Bauarbeiterschutzverordnung 
geändert wird (Arbeitsstättenverordnung- AStV), BGBl. II Nr. 368/1998 vom 13.10.1998.

3 Erlass des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit, Sektion Arbeitsrecht und Arbeitsinspek-
tion, Abteilung Technischer Arbeitnehmerschutz  über Arbeitsstätten – Richtlinien des Österreichi-
schen Instituts für Bautechnik (OIB), BMDA-461.304/0041-III/2/2007 vom 09.08.2007.


